Antworten des VDKS zum Fragenkatalog SchAnpG2 und SeeUG vom 30.10.01


Antworten des Verbandes Deutscher Kapitäne und

Schiffsoffiziere e.V. (VDKS), Hamburg, zum Fragenkatalog

zu der Anhörung am 14.11.2001 zu dem

Entwurf eines Zweiten Seeschifffahrtsanpassungsgesetz - SchAnpG2 – 

Drucksache 14/6455 - und dem 

Entwurf eines Seeunfalluntersuchungsgesetzes (SeeUG) - Drucksache 14/6892

Grundsätzliches:

Der VDKS begrüßt, dass die Fraktionen des Bundestages sich so intensiv mit der Neuregelung der Seeunfalluntersuchung befassen und ist bemüht, auf alle Fragen einzugehen.

Der VDKS unterstützt den RegE-SUG vor allem, weil er durch Übernahme der Regelungen für die Untersuchung der Flugunfälle die Effizienz der Seeunfalluntersuchung erheblich steigern wird und weil er bei Unfällen mit Auslandsinteressen konsequent die Beteiligung an der Unfalluntersuchung sowohl in Deutschland als auch im Ausland durch bevollmächtigte Vertreter sicherstellt. 

Der VDKS konzentriert sich daher bei den Antworten auf den RegE-SUG und nimmt nur gelegentlich zum FDPE-SeeUG Stellung.

Die Stellungnahme beschränkt sich im Wesentlichen auf den Bereich der Berufsschifffahrt.

I.
Fragen der Fraktionen von SPD und Bündnis90 / Die Grünen
1. 
Halten Sie den Gesetzentwurf für vereinbar mit - dem deutschen Verfassungsrecht ?

- dem deutschen Verwaltungs- und insbesondere Verwaltungsverfahrens​recht ?

- dem geltenden EG-Recht einschließlich der Richtlinie 1999/35/EG ? 
- dem geschriebenen und ungeschriebenen Völkerrecht ?
Eindeutig ja! 

Würde der RegE-SUG gegen das GG oder das deutsche Verwaltungsrecht verstoßen, wäre dies auch beim Flugunfall-Untersuchungs-Gesetz (FlUUG) der Fall. Insbesondere verstößt die Aufgabe des Prinzips der Öffentlichkeit und der Sonderstellung der Beteiligten nach dem bisherigen SeeUG (Recht auf Anwesenheit während der Hauptverhandlung, auf anwaltlichen Beistand, auf Akteneinsicht durch den Anwalt, auf Anträge zur Beweisermittlung, auf Befragung der Zeugen, Sachverständige und andere Beteiligte, auf Widerspruch gegen belastenden Spruch des Seeamts, auf Klage gegen den Widerspruchsbescheid des Bundesoberseeamts) nicht gegen deutsches Recht, denn diese Prinzipien der bisherigen Seeunfalluntersuchung gibt es sonst bei keiner anderen Unfalluntersuchung (Flugzeug, Binnenschiff, Kraftfahrzeug, Bahn, Atomkraftwerk usw.).

Im übrigen beschränkt sich das Prinzip der Öffentlichkeit nach dem geltenden SeeUG nur auf die mündliche Hauptverhandlung (§ 15 I SeeUG). Alle Entscheidungen bis zur Hauptverhandlung, insbesondere die Einleitung des Verfahrens, die Auswahl der ehrenamtlichen Beisitzer aus der Beisitzerliste, die Festlegung der natürlichen oder jurischen Personen, die als Beteiligte behandelt werden sollen und die Beweisaufnahme außerhalb der Hauptverhandlung sind nicht öffentlich. Ganz besonders entscheidend ist aber, dass die Bewertung der Ergebnisse der Beweisaufnahme alleine und hinter streng verschlossenen Türen durch den Spruchkörper (Vorsitzender, ständiger Beisitzer, drei ehrenamtliche Beisitzer) erfolgt.

Der RegE-SUG setzt die EG Richtlinie 1999/35 inhaltlich vollständig um. Dies gilt inhaltlich auch für den darin angezogenen IMO-Code für die Untersuchung von Seeunfällen. Zu kritisieren ist jedoch, dass der RegE-SUG ohne Not anstelle der vom IMO-Code und von der EU-Richtlinie verwendeten Ausdrücke „Seeunfall“ und „Vorkommnisse auf See“ den Begriff „schaden- oder gefahrverursachende Vorkommnisse“ einführt (§ 1 I, II , IV, 4, 5, 6,7, 8, 9). Dieser wird an zwei Stellen und dann unterschiedlich definiert: nämlich in § 1 Abs. 2 RegR-SUG und in § 6a Abs. 2 des E zur VO über die Sicherung der Seefahrt, wo es um Meldepflichten des Schiffes geht. Die Definition in § 1 Abs. 2 RegE-SUG versucht die Definition des Begriffs Seeunfall des IMO-Codes nachzuempfinden. Es wird dringend empfohlen, die Wortwahl des IMO-Codes zu übernehmen, weil es sonst im Streit mit dem Ausland zu Auslegungsschwierigkeiten kommen würde. Die Verwirrung wird noch größer, wenn man in § 18 RegE-SUG liest, dass der Ausdruck Seeunfall i.S.d. §§ 14 und 16 RegE-SUG dieselbe Bedeutung wie im IMO-Code haben soll.

Die völkerrechtliche Verpflichtung Deutschlands zur Untersuchung von Seeunfällen wird erfüllt.

2. 
Reicht insbesondere die Erweiterung und Umwandlung des bisherigen

§ 24a SeeUG in den Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs aus, um den Anforderungen des IMO-Codes für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu genügen ?
Ja!

3.
Welche Ausrichtung hat der moderne seefahrtbezogene Unfalluntersuchungsstandard im internationalen Maßstab und insbesondere welche Bedeutung hat die Abkehr von einer „Culture of Blame" für die Zusammenarbeit der Staaten und für die Fortentwicklung der internationalen Sicherheitskultur auf See?

Die Suche nach den Unfallursachen und die Patententziehung bei schwerem Fehlverhalten der nautischen und technischen Schiffsoffiziere an Bord der Unfallschiffe (d.h. in nur einem Verfahren) ist nur dem deutschen Recht eigen.

Die Verquickung dieser beiden Ziele des geltenden SeeUG birgt die Gefahr der Verfälschung des Ergebnisses der Ursachenfeststellung in sich. Die außerordentlich starke Stellung der Beteiligten bei der Beweiserhebung (s.o. Einleitung) führt erfahrungsgemäß häufig dazu, dass der eigene Beitrag zum Unfallgeschehen „kleingeredet“ wird und dass sich die Hauptverhandlung in der Bewertung der Kausalbeträge der Beteiligten erschöpft und deswegen der Blick für das Gesamtgeschehen verkürzt wird.

4. 
Welche Folgen hat die weitere Verzögerung der Umsetzung der EG-Richtlinie 1999/35/EG ?
Keine Beantwortung
5. 
Wie arbeitet die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung ?

a) Wie tragen die aus den Unfallberichten gewonnen Erkenntnisse zur Unfallver​meidung bei ?

b) In welcher Form werden die Rechte der Beteiligten, insbesondere der An​spruch auf rechtliches Gehör, bei dem Verfahren zur Untersuchung von Flugun​fällen gewahrt?

c) Wären mit dem heutigen System der Flugunfalluntersuchung öffentliche münd​liche Verhandlungen vereinbar ?

d) Inwieweit können bei der Flugunfalluntersuchung Fachwissen und Erfahrungen Privater nutzbar gemacht werden ?

e) Wie können Flugunfälle aufgrund des „menschlichen Faktors" besser vermieden werden ?

f). Wie ist die Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei der Flug​unfalluntersuchung zu bewerten ?

g) Halten Sie eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die FLUU für sach​gerecht ?
Dieser wichtige Fragenkomplex richtet sich offensichtlich vornehmlich an Herrn Schlegel, der als Sachverständiger zur Anhörung geladen ist. Der VDKS nimmt hier Gelegenheit darzustellen, warum er die Seeunfalluntersuchung nach den Grundsätzen der Fluguntersuchung für geeigneter hält als das bisherige Verfahren durch die Seeämter.

Die neue Bundesstelle muss und wird erheblich schneller mit der Unfalluntersuchung beginnen können (a) ,

sie wird mit größerer Fachkompetenz ausgestattet sein (b) ,

sie wird professionell an der Ursachenerforschung arbeiten können (c) ,

nicht an Verfahrensvorschriften einer gerichtsähnlichen Tatsachenermittlung gebunden sein (d), 

sie wird unabhängig von Weisungen und anderen Beeinflussungen arbeiten können (e), 

und sie wird sich auf die Ermittlung der Unfallursachen konzentrieren können (f).
(a): Anders als bei der Flugunfalluntersuchung dauert es bei den Seeämtern Wochen bis sie die Unfalluntersuchung aufnehmen. Das Bundesoberseeamt wird als Widerspruchsausschuss erst nach Monaten oder gar Jahren mit dem Fall befasst. Bei Unfällen in deutschen Gewässern nimmt zwar die Wasserschutzpolizei, die den Fall wegen eventueller Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten untersucht, die Untersuchung zügig auf und übermittelt dem Seeamt ihre Erkenntnisse. Aber auch dann dauert es längere Zeit, bis das Seeamt seine eigenen Ermittlungen anstellt. Das liegt entscheidend daran, dass der Vorsitzende des Seeamts zunächst die drei ehrenamtlichen Beisitzer aus der Beisitzerliste seines Seeamts auswählen und benennen muss. Das Finden eines Termins für die mündliche Verhandlung kostet wegen der in der Regel beruflich gebundenen Personen und dem Hinzuziehen der Beteiligten viel Zeit. Demgegenüber ist die Zusammenstellung des „Untersuchungsteams“ bei der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung lediglich ein organisatorischer Akt innerhalb dieser Behörde.

(b): Die fachliche Kompetenz der Seeämter ist insbesondere dort begrenzt, wo es um Ursachenfelder außerhalb des Bordbetriebes geht. Der Sachverstand des Volljuristen (Vorsitzender) und des Kapitäns (ständiger Beisitzer) ist stets gegeben. Der darüber hinaus für den konkreten Fall notwendige Sachverstand soll über die drei ehrenamtlichen Beisitzer hinzugewonnen werden. In welchem Maße das gelingt, hängt von der fachlichen Zusammensetzung des Beisitzerliste des jeweiligen Seeamtes und von der zeitlichen Verfügbarkeit der benötigten Fachleute aus dieser Liste ab. Ein Blick in die Beisitzerlisten der Seeämter und des Bundesoberseeamts zeigt, dass der nautische (einschließlich des Lotsen-Know-hows) und schon mit Einschränkungen der schiffsmaschinentechnische Sachverstand dort gut vertreten ist, es aber, wenn überhaupt, nur wenige Vertreter aus den Bereichen Reedereiorganisation, Schiffswerften, Klassifikationsgesellschaften, Wasserbau, Schiffselektronik, um nur einige der möglichen Ursachenfelder eines Schiffsunfalls, gibt. Hinzukommt, dass diese wenigen Personen häufig durch ihren Beruf so stark in Anspruch genommen sind, dass eine Terminfindung außerordentlich schwierig ist und das gründliche Studium der Akten durch die ehrenamtlichen Beisitzer ebenfalls an zeitliche Grenzen stößt.

Natürlich können die Seeämter zu Einzelfragen Sachverständige heranziehen. Das setzt aber voraus, dass die Art der zu begutachtenden Probleme erst einmal vom Seeamt erkannt wird.

(c ): Der Vorsitzende und die Anwälte der Beteiligten beherrschen die Verfahrensregeln der mündlichen Hauptverhandlung, also der Beweiserhebung zur Tatsachenermittlung. Dies trifft auf die ehrenamtlichen Beisitzer typischerweise nicht zu. Inwieweit sie in der Lage sind, ihren speziellen fachlichen Sachverstand in die Beweiserhebung so einzubringen, dass die dieses Feld betreffenden Tatsachen wirklich und vollständig ermittelt werden, hängt von der jeweiligen Person des Beisitzers ab.

(d): Nach Abschluss der Beweisaufnahme und den Schlussplädoyers der Anwälte der Beteiligten zieht sich das Seeamt (Vorsitzender und die vier Beisitzer) zur Beratung zurück. Bei der Feststellung des Tatbestandes, also Sachverhaltes, von dem das Seeamt bei seiner rechtlichen Beurteilung auszugehen hat, darf das Seeamt nur solche Tatsachen verwerten, die in der Hauptverhandlung behandelt wurden. Stellen sich in der Diskussion Komplexe heraus, die dort nicht oder unvollständig behandelt wurden, gäbe es zwar rechtlich die Möglichkeit der Wiederaufnahme der Beweisaufnahme. Dieses Mittel wird aber praktisch von den Seeämtern nie benutzt. Die Bundesstelle kann in solchen Fällen ohne weiteres weitere Nachforschungen erstellen.

(e): Die Seeämter sind erst ab Beginn der mündlichen Verhandlung von Weisungen befreit, z. B. des BMVBW oder derjenigen WSD, zu dem sie organisatorisch gehören (Die Vorsitzenden der Seeämter und die ständigen Beisitzer sind Beamte bzw. Angestellte der WSD-Nord bzw. der WSD-Nordwest). Ob untersucht wird und welche natürliche oder juristische Person oder welche Behörde als Beteiligter geladen wird, unterliegen also dem Weisungsrecht der WSD’n. Demgegenüber überzeugt die Regelung zur Weisungsfreiheit der Bundesstelle in § 12 Abs. 3 RegE-SUG.

Die Planstellen der Seeämter sind A14/A15-Stellen. Das ist für Juristen in der Bundesverwaltung nicht das Ende aller Wünsche. Der VDKS sieht bei den gegenwärtigen Amtsinhabern nicht den geringsten Anlass, dass der eine oder der andere aus Gründen einer möglichen Beförderung in ein höher besoldetes Amt innerhalb der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung bei der Unfalluntersuchung die WSD’n schonend behandeln würde. Eine solche Gefahr ist mit der höheren Besoldung des Leiters der Bundesstelle von vorne herein ausgeschlossen.

Sehr vertrauenserweckend ist auch die Bestimmung im RegE-SUG über das absolute Verbot des Direktors und der Untersuchungsführer sich über andere Tätigkeiten innerlich abhängig zu machen (§ 12 Abs. 5). 

(f): Die Bundesstelle kann sich ganz auf die Ermittlung der Unfallursachen konzen​trieren und entgeht daher der oben geschilderten Gefahr der Ergebnisverfälschung durch die Beweiserhebung zur Befugnisentziehung.

6. 
Bei welchen Unfällen im öffentlichen Bereich (Verkehr, öffentliche Veranstaltun​gen, einstürzende Gebäude usw.) ist in Deutschland vorgeschrieben, dass die amtlich untersuchende, für die Sicherheitsvorsorge zuständige Verwaltung

a) auf Antrag eines an dem Unfall Beteiligten tätig werden,

b) vor Verwertung ihrer Erkenntnisse eine öffentliche Verhandlung durchführen muss?


Keine Beantwortung.

7. 
Welche Regelungen wurden für das Verfahren der Seeunfalluntersuchung, das der Bundesgesetzgeber 1995 einstimmig mit Zustimmung des Bundesrats eingeführt hat und nach dem z.B. der Seeunfall des Tankers „Baltic Carrier" in der Ostsee im März 2001 untersucht wird, hinsichtlich der zentralen Behörde, der Durchführung einer mündlichen Verhandlung, der Öffentlichkeit einer solchen Verhandlung und hinsichtlich des Widerspruchsverfahrens getroffen ?

Keine Beantwortung.
8. 
Bietet das jetzige SUG einen ausreichenden Rahmen zur Ursachenfeststellung ?

a) 
Auch außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer ?

Nein!  Bei den weitaus überwiegenden Unfällen außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer haben sich in den letzten 15 Jahren weder die Seeämter noch das Bundesoberseeamt (BOSA) im Ausland an der Ursachenfeststellung beteiligt. Sie haben weder einen Experten vor Ort entsandt noch selbst durch den Vorsitzenden oder Ständigen Beisitzer Augenschein gehalten. Ebenfalls konnte die Wasserschutzpolizei im Ausland nicht vor Ort tätig werden.
Es wurde im wesentlichen aus den Akten heraus aufgrund von Berichten deutscher Beteiligter bzw. deren betroffenen Reedereien und aufgrund von Berichten ausländischer Stellen, soweit vorhanden, beraten und entschieden. Dieses Verfahren ist für die tatsächliche Ursachenfeststellung hochgradig unbefriedigend.
Nach Meinung des VDKS bietet das jetzige SeeUG keinen ausreichenden Rahmen (siehe auch Antwort zu Frage I/12).

Unfälle mit deutscher Schiffsführung und deutschen Management außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer kommen am häufigsten auf Schiffen unter fremder Flagge vor. In diesem Zusammenhang von deutschen Untersuchungsbehörden an ausländische Schifffahrtsbehörden gestellte Fragen blieben häufig unbeantwortet, weil nach Meinung dieser Behörden in Deutschland bei der Untersuchung „die Jagd nach dem Täter“ im Vordergrund steht und die Ermittlung der Unfallursachen nur zweitrangig ist.

b) 
Gibt es insbesondere datenschutzrechtliche Grundlagen, auf denen Bera​tungsunterlagen, Untersuchungsergebnisse und Beweismittel in der Hand deut​scher Unfalluntersuchungsbehörden ausländischen Untersuchungsstellen zu​gänglich gemacht werden dürfen ?
Keine Beantwortung
9. 
Welche Schlussfolgerungen werden heute aus der Untersuchung von Seeunfällen gezogen ? Können die Untersuchungsergebnisse zur Optimierung der Schiffssicherheit beitragen ?

Eine Reihe von Jahren durften Schlussfolgerungen von Seeämtern und des BOSA lediglich dem BMVBW und den nachgeordneten Behörden oder Landesbehörden mitgeteilt, nicht aber im Spruch veröffentlicht werden.
Selbstverständlich können Untersuchungsergebnisse zur Optimierung der Schiffssicherheit beitragen; aber nur, wenn die Ursachenfeststellung vorher einwandfrei möglich war.

10. 
Wie wird die Neutralität der Bundesstelle nach dem Gesetzentwurf zur Seeunfall​untersuchung gewährleistet oder gibt es Möglichkeiten der Einflussnahme ge​genüber der Bundesstelle ?


Aus VDKS Sicht optimal. Nach RegE-SUG § 12 (3) dürfen der Bundesstelle bezüglich der Untersuchung eines Seeunfalles keine Weisungen erteilt werden und nach 
§ 12 (5) darf der Direktor der Bundesstelle kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens noch einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören.


Die Neutralität wird nach Meinung der VDKS zukünftig besser gewährleistet als bisher (vgl. auch Antwort zu Frage I/5 lit e). Die ehrenamtlichen Beisitzer stehen häufig im Interessenkonflikt, wenn sie bei Untersuchungen hinzugezogen werden, in der ihre Berufskollegen als Beteiligte auftreten.

11. 
Ist eine sofortige Patententziehung bei eindeutigen Alkoholdelikten - wie sie nach § 14 Abs. 6 des geltenden Rechts vorgesehen ist - auch im Rahmen der Vor​prüfung nach § 22 SUG möglich?

Nach unserer Meinung ja! Es handelt sich lediglich um eine zu lösende Verfahrensangelegenheit.

12. 
Wie erfolgt die Unfalluntersuchung bei einem Unfall außerhalb deutscher Ho​heitsgewässer derzeit?

a) Welche deutschen Seeunfalluntersuchungsbehörden sind zuständig ?

b) Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden, um bei dienstlichem Interesse an Seeunfalluntersuchungen in internationalen Gewässern beteiligt zu werden? 
12a.)
Der Zuständigkeitsbereich regelt sich derzeit nach den Bestimmungen des Seeunfalluntersuchungsgesetzes, wonach dann die Seeämter Hamburg, Kiel, Rostock, Bremerhaven oder Emden tätig werden. 


Ermittlungen vor Ort wurden, wie vorstehend beschrieben, kaum durchgeführt, u.a. deswegen, weil hierfür die Rechtsgrundlage fehlte. Oft müssen die Seeämter die Rückkehr des Schiffes oder eines Beteiligten (z.B. Kapitän) nach Deutschland abwarten, bis Berichte über das Unfallgeschehen abgegeben wurden. Teilweise wurden Berichte erst 6 bis 12 Monate nach dem Seeunfall abgegeben. 
Bei Kollisionen mit ausländischen Schiffen im Ausland kommt es vor, dass der ausländische Kollisionsgegner überhaupt keinen Bericht abgibt (und auch nicht zur Verhandlung vor dem Seeamt erscheint). Das Seeamt und später auch das BOSA müssen dann anhand der Aktenlage, z.T. auch der einseitigen Aktenlage, mit den deutschen Beteiligten verhandeln. Dabei sind Verfälschungen des Sachverhalts nahezu unvermeidbar.


Deutsche Kapitäne/Schiffsoffiziere haben derzeit im Ausland realistisch kaum Chancen, dortigen verantwortlichen Behörden oder Einrichtungen nachzuweisen, dass ein Unfall auf ein dortiges Fehlverhalten zurückzuführen ist. Das Seeamt hat sich also in vielen Fällen mit bloßen Behauptungen auseinanderzusetzen, die nach einem Unfall leicht direkt vor Ort geklärt werden könnten.
Weit über 50 % der zu untersuchenden Seeunfälle in der Berufsschifffahrt geschehen außerhalb deutscher Hoheitsgewässer. Hier besteht dringender Handlungsbedarf. Die deutschen Vertretungen im Ausland (Konsulate) sind dazu nicht in der Lage (siehe auch 12b).

12b.)
Unmittelbar nach einem untersuchungswürdigen Seeunfall muss ein (oder ggf. mehrere) vom der Bundesstelle beauftragter Sachverständige(r) nach RegE-SUG § 12 (4) vor Ort tätig werden. Geschieht ein Unfall auf hoher See, so beginnt die Untersuchung im nächsten Anlaufhafen. Der Beauftragte hat vor Ort den objektiven Sachverhalt zu ermitteln und in einem Bericht für die Bundesstelle festzuhalten. Dieses gilt bei Kollisionen auch für Ausführungen eines Kollisionsgegners und bei anderen Unfällen in ausländischen Gewässern für Ausführungen der dort zuständigen Behörden.


Wichtig ist es nach einem Seeunfall, schnellstmöglich Fachleute heranzuziehen. Das Heranziehen von Fachleuten muss ein von der Bundesstelle entsandter Experte (in der Regel mit nautischem Sachverstand) beurteilen und entscheiden. So wurde im Fall „Baltic Carrier“ von einem der beiden beteiligten Flaggenstaaten ein Experten​büro in Bremerhaven mit der Ursachenfeststellung beauftragt, das vor Ort sofort den Hersteller der Ruderanlage hinzuzog. 

Außerdem: Die Brückeneinrichtungen werden immer komplizierter. Die Anwendung von rechnergestützten Einrichtungen bis hin zur elektronischen Seekarte nimmt zu. Viele Schiffe fahren mit komplizierten Bahnführungssystemen. Mit dieser Technikentwicklung und den damit immer verbundenen Problemen, z.B. Schnittstellenprobleme, können ehrenamtliche Beisitzer bei Seeämtern nicht immer Schritt halten. Daraus resultiert u.a. die Notwendigkeit, nach einer Augenscheinnahme durch den Beauftragten der Bundesstelle sofort den richtigen Experten hinzuzuziehen, was nicht im Büro in Deutschland, sondern nur vor Ort entschieden werden kann. Die hinzugezogen Experten haben sich nur auf die Faktenbeschreibung zu beschränken, also keine Wertung vorzunehmen. Letzteres bleibt der Bundesstelle vorbehalten. 


Wie erwähnt, werden solche Verfahren von anderen Flaggenstaaten schon seit längerem angewandt und für diese Staaten z.B. von einem Expertenbüro in Bremerhaven als sachverständige Experten durchgeführt; dieses ist also kein „Neuland“. 


Es wird dann bei der Ursachenfeststellung nicht mehr ausschließlich nach Aktenlage und aufgrund der Aussage der gerade anwesenden Beteiligten entschieden (wobei sich nach unserem Recht niemand selbst belasten muss), sondern zusätzlich noch mit den Feststellungen des Experten vor Ort direkt nach dem Unfall. Die Untersuchungsstelle könnte unabhängige Besichtiger sofort hinzuziehen, wie dies auch von anderen Behörden (z.B. See-BG) mit Erfolg durchgeführt wird.

Der FDP-Entwurf will bei Auslandsunfällen die nach § 522 HGB zur Aufnahme von Verklarungen bestimmten Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland als Unfalluntersucher einschalten. Diese Vorstellung ist völlig lebensfremd. Die Verklarung war bis 1973 eine Möglichkeit für den Kapitän, im Ausland vor dem Konsulat gegenüber dem Reeder Rechenschaft über einen Schiffsunfall abzulegen. 1973 ist die Verklarung zu einem Beweissicherungsverfahren umgestaltet worden, das von einem Konsularbeamten durchzuführen ist. Von der Schifffahrtspraxis ist diese Möglichkeit überhaupt nicht angenommen worden, weil sie in dieser Aufgabe eine Überforderung der Konsularbeamten sieht, die weder über richterliche Erfahrungen nach über die erforderlichen Schifffahrtskenntnisse verfügen. Sie begegnet den Konsularbeamten in ihrer beruflichen Arbeit praktisch nicht. (Zur fundamentalen Kritik gegenüber der Verklarung im Ausland vgl auch den Standardkommentar zum HGB von Prüßmann/Rabe § 522 Anm. D).

13.
Welche Möglichkeiten ergeben sich nach Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs für eine nicht-normvollziehende Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei einem Seeunfall im deutschen Küstenmeer?

Keine Beantwortung
14. 
Welche Vor- und Nachteile ergeben sich für Beteiligte und interessierte Gruppen (z.B. VDR) aus einer nichtöffentlichen Seeamtsverhandlung ?
Für die an einem Unfall beteiligten Kapitäne und (nautischen und technischen) Schiffsoffiziere ergeben sich aus einer nichtöffentlichen Verhandlung u. E. deutliche Vorteile. Sie stehen nicht mehr in der Öffentlichkeit und im Falles eines Fehlverhaltens nicht mehr unmittelbar „am Pranger“. Jede öffentliche Seeamtsverhandlung bedeutet für die beteiligten Kapitäne und Schiffsoffiziere eine besondere Belastung, oft über mehrere Wochen, in vielen Fällen Monate und Jahre. 

Da Seeämter zukünftig nur noch über die Entziehung von Befähigungszeugnissen entscheiden sollen, entfallen für die vorgenannte Gruppe über 90 % der bisherigen Seeamtsverfahren (die Patentenziehungsquote liegt in der Berufsschifffahrt bei Seeunfällen ohne Alkohol und Drogen deutlich unter 0,1 % der untersuchten Unfälle), aus unserer Sicht ein Vorteil für die beteiligten Kapitäne und Schiffsoffiziere. 

Es ist richtig, dass nach einem Seeamtsverfahren in der zivilrechtlichen Auseinandersetzung ein Seeamtsspruch häufig zu einer außergerichtlichen Einigung auf der Basis des Spruches führt, wobei in einem Spruch aber nicht festgelegt wird, wie viel Prozent Schuldanteil jemand an einem Seeunfall hat! 

Genauso richtig ist es aber auch, dass bei zivilrechtlichen Auseinandersetzungen vor einem Land- oder Oberlandesgericht der Seeamtsspruch keinen höheren Stellenwert hat als das Gutachten eines Gerichtssachverständigen, teilweise auch eines Parteiensachverständigen. Es gibt diverse Fälle, in denen Gerichte völlig anders entschieden haben als dieses aufgrund des Seeamts- oder Bundesseeamtsspruches zu erwarten war, z.B. weil neue Erkenntnisse vorlagen oder weil die Fakten anders gewertet wurden. Zivilverfahren sind öffentlich. Bei den Vernehmungen von beteiligten Kapitänen/Schiffsoffizieren/Lotsen vor den Gerichten sind in der Regel nur die Prozessbeteiligten anwesend, nicht jedoch die breite Öffentlichkeit und die Presse, wie in Ausnahmefällen bei Seeamtsverfahren.

Für interessierte Gruppen wie den VDR ergeben sich nach unserer Meinung weder Vor- noch Nachteile gegenüber dem heutigen Verfahren. Der Kapitän und der Wachoffizier haben bei der nichtöffentlichen Untersuchung ein Aussageverweigerungsrecht wie auch derzeit vor dem Seeamt. Er muss weder sich noch seine Reederei belasten. 

15. 
Welche Rolle kommt den ständig wichtiger werdenden Instrumenten der Mediation und freiwilligen Schiedsgerichtsbarkeit zu, um eventuellen Nachteilen entge​genzuwirken ?

Die Funktion der Unfalluntersuchung ist der Erkenntnisgewinn über Schwachstellen im System. Dies hat nichts zu tun mit möglicherweise erleichterten Verfahren zur Schlichtung rechtlicher Streitfälle. Im Schiedsgerichtsverfahren wird eine von allen Parteien getragene Bewertung angestrebt. Die Ursachen stehen auch hier im Hintergrund.

16. 
Kann sich der Gesetzentwurf zur Frage der Vorprüfung zu Recht darauf stützen, dass es im deutschen Verwaltungsrecht prinzipiell keine öffentlichen Verfahren zur Entziehung oder Einschränkung von persönlichen Berechtigungen (insbeson​dere Fahrtberechtigungen) gibt, bei denen die Rollen von „Ankläger" und „Richter" in Personalunion bei einer Stelle liegen ?
Nach unserer Erkenntnis ja.

17.
Welche Vor- und Nachteile bringt im Verfahren der Patententziehung bzw. -einschränkung nach Abschnitt 4 des Entwurfs die Wiederherstellung der (durch § 23 Abs. 2 SeeUG ausgeschlossenen) gerichtlichen Berufungsinstanz?


Im jetzigen Untersuchungsverfahren kann gegen die Entscheidung eines Seeamtes Widerspruch beim BOSA eingelegt und neu verhandelt werden (letzteres ist in den letzten Jahren kaum vorgekommen), dann kann Klage beim Verwaltungsgericht Hamburg gegen das BOSA eingereicht werden. Das Verwaltungsgericht entscheidet endgültig.


Nach neuem Verfahren kann gegen eine Entscheidung eines Seeamtes das Verwaltungsgericht und danach ggf. das OVG angerufen werden. Die Anzahl der Instanzen ändert sich also nicht.


Es gibt zukünftig im Falle (der wenigen) Anträge auf Patententziehung allerdings nur noch eine mit Fachleuten besetzte Instanz. Beim Verwaltungsgericht muss dann mit Gerichtssachverständigen gearbeitet werden, wie auch heute bei Straf- und Zivilprozessen üblich. 


Einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil für einen Beteiligten vermögen wir daher nicht zu erkennen.

18. 
Ist der Verzicht auf den Fachhochschulabschluss für Seelotsen (Artikel 5 § 9 Nr. 1 und 2) angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung in der Seeschifffahrt und der häufig multinationalen Zusammensetzung der Besatzungen angemessen ?

Nein! Es ist festzulegen, dass zum See- und Hafenlotsen nur bestellt werden kann, wer über ein nautisches Befähigungszeugnis zum Kapitän bzw. zum 1. Offizier nach § 3 (1) Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung vom 28.07.98 und zusätzlich über einen Fachhochschulabschluss (Diplomabschluss) verfügt.

Die operative Komponente einer Schiffsführung wird durch eine Fachschulausbildung (Technikerabschluss) abgedeckt. Dagegen befähigt eine Fachhochschulausbildung zum selbständigen, verantwortungsvollen, wissenschaftlichem Denken, Handeln und Beurteilen im ingenieurmäßigen Bereich.

Bisher ist mit Recht im Seelotsgesetz vorgeschrieben, dass die See- und Hafenlotsen in Deutschland über das Befähigungszeugnis AG (Voraussetzung: Fachhochschulabschluss) verfügen müssen. Denn bei der Lotstätigkeit geht es nicht alleine um die Führung eines Schiffes weltweit, bei der die Schiffsführer in schwierigen Gewässern/auf Revieren sich der Hilfe eines dortigen Lotsen bedienen können, sondern es geht um die Beratung von Schiffsführern auf deutschen Seeschifffahrtsstraßen. Dabei ist der Lotse neben seiner Funktion als Berater im Zusammenhang mit seinen Revier​kenntnissen auf jeden Fall ein risikominimierender Faktor, der mit seinem Wissen und seinem Abstraktionsvermögen unerwartete Gefährdungssituationen im gedrängtem Handlungsablauf in komplexen Betriebsszenarien erfolgreich bewältigen können muss. Dabei darf nicht der Routinefall zugrunde gelegt werden!

Aufgrund der Fachhochschulausbildung kann ein Absolvent eine Problemsituation mit signifikant höherer Erfolgswahrscheinlichkeit bewältigen als ein Fachschulabsolvent. Dieses ergibt sich zwangsläufig aus seiner längeren Vorausbildung, seinem ingenieurmäßigen Grundstudium und insgesamt seiner längeren Gesamtausbildungsdauer. Der Lotse muss quasi als "Troubleshooter" in schwierigen Situationen angesehen werden, der im Falle von möglichen Risiken bis hin zu Kollisionen und Strandungen die erste Ansprechperson von Land aus ist. Der Lotse ist nicht nur wichtigster Berater des Kapitäns, sondern er muss sofort im Sinne aller einzubindenden Rettungs-, Hilfs- und Untersuchungsinstitutionen handeln und hierbei eine sachgerechte Risikoabschätzung vornehmen. Die Anforderungen an einen Lotsen gehen also weit über das Tätigkeitsprofil eines Schiffsführers hinaus und haben direkte Auswirkungen auf die Gefährdung von Menschen, Umwelt und Sachgütern.

Zur Zeit sind neben den bereits im Einsatz befindlichen Containerschiffen mit 
7.500 TEU weitere noch größere Containerschiffe im Bau bzw. in der Planung, die einen deutsche Tiefwasserhafen anlaufen sollen. Die heutigen und zukünftigen Schiffe mit sehr großen Windangriffsflächen (9.000 m² und mehr) müssen bei allen Wetterverhältnissen in einer Tiefwassertrasse geführt werden, die nicht betonnt ist (nur das Fahrwasser ist betonnt, nicht die darin liegende sogenannte Tiefwassertrasse). Technische Geräte zur Schiffsführung in dieser Trasse sind noch in der Erforschung. Hier bedarf es der Hilfe hochqualifizierter, gut ausgebildeter und ständig weitergebildeter Lotsen, um Schiffe dieser Größe in den relativ schmalen Fahrrinnen mit Begegnungsverkehr sicher führen zu können. So muss z.B. auch das Driftverhalten dieser Schiffe beherrscht werden, ein Bereich, der insbesondere ein vernünftiges technisches Grundstudium verlangt, wie es an Fachschulen nicht erbracht werden kann. 

Aus dem Vorhergesagten lässt sich schlüssig ableiten, dass deutsche Seelotsen in Zukunft weiterhin über eine Fachhochschulausbildung verfügen müssen. 

Im übrigen ist der VDKS der (nachweisbaren!) Ansicht, dass es sich bei dem Lotsenberuf um einen staatlich gebundenen Beruf handelt, weil der Lotse Hoheitsbefugnisse ausübt (z.B. Meldepflicht im Rahmen der Port State Control, Meldung von Mängeln an die zuständige Stelle, Bewertung der Prüfliste bei Schiffen mit gefährlichen oder umweltschädlichen Gütern usw.). Nach der analogen Anwendung der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist eine Regelung des freien Zugangs zum Seelotsenberufs erlaubt, hier also das Vorschreiben eine Diplomabschlusses an einer Fachhochschule.

II.
Fragen der Fraktion der CDU/CSU
1. 
Besteht ein notwendiger Anlass, das bisherige Verfahren zu ändern?

Handlungsbedarf
Ja! Die Notwendigkeit wurde bereits unter I./5 und /12. (a. und b.) dargelegt.
Vor allem bei Unfällen außerhalb deutscher Hoheitsgewässer, wo die Wasserschutzpolizei keinen direkten Zugriff auf die an einem Seeunfall beteiligten Schiffe hat, besteht dringender Handlungsbedarf. Die gegenwärtige Seeunfalluntersuchung macht deutlich, dass die Seeämter nicht vertieft die Ursachen ermitteln.

2. 
Besteht derzeit der Zwang bis zum 28. Februar 2002 eine EU-Richtlinie mit dem IMO-Code in nationales Recht umzusetzen?

IMO-Code und EU-Richtlinie

Keine Beantwortung

3. 
Ist tatsächlich eine Vergleichbarkeit der Verfahren der Unfalluntersuchung in der Luftfahrt einerseits und der Schifffahrt andererseits gegeben?

Vergleichbarkeit von Flugunfall- und Seeunfalluntersuchung

Eindeutig ja. 

Die Unfallforschung hat ergeben, dass der Kausalbeitrag des Menschen unabhängig von dem Unfallgegenstand bei ca. 80% liegt. Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Menschen, deren Verhalten ursächlich wird, nur zu ca. 64% unmittelbar an der Steuerung des Systems – hier des Flugzeugs bzw. des Schiffes – beteiligt sind. Die anderen Kausalbeiträger sind im technischen, organisatorischen und verwaltungsmäßigem Umfeld des Unfallfahrzeugs (z. B. Reederei, Bau- und Reparaturwerft, technische Überwachungseinrichtungen, Verkehrswegeverwaltung, Aufbau und Funktion der Verkehrsüberwachung und -steuerung von Land aus [Vessel Traffic Service = VTS, in etwa vergleichbar mit dem Tower in der Luftfahrt]). 

Richter wissen, dass der Zeugenbeweis der schlechteste aller Beweismittel ist, schon weil das Wahrnehmungsfeld des Menschen sehr beschränkt ist, sein Gedächtnis ihn häufig im Stich lässt und er versucht ist, Ereignisse, die er erlebt hat, sich selbst zu erklären. Die zuverlässigsten Ergebnisse bringt demgegenüber der sog. Augenschein. Dazu gehören die Ortsbesichtigung mit der Aufnahme der Schäden und der relevanten technischen und organisatorischen Verhältnisse und die Auswertung 
automatischer Aufzeichnungen technischer Vorgänge an Bord und Verkehrs- und Sprechfunkaufzeichnungen an Land (Tower, VTS). Entscheidend ist der schnelle Zugriff auf die Beweisstücke und deren Sicherung vor Verlust oder Veränderung.

4. 
Ist auch in den angestrebten neuen Verfahren gewährleistet, dass die Einbindung von Fachkompetenz gewährleistet, ein faires Verfahren sichergestellt, die Aus​grenzung ehrenamtlich Tätiger vermieden, die Möglichkeit eines Widerspruchverfahrens gegeben, die bisherige Befriedungsfunktion beibehalten ist oder wird?
Vergleichbare Güte des neuen Verfahrens 


Ja! Wie schon unter I./12b dargelegt wurde, ist die Heranziehung von speziellen Fachleuten für die Unfallursachenermittlung unerlässlicher den je. Mit der vor Ort vorgenommenen Untersuchung wird auch ein faires Verfahren sichergestellt.


Das neue Verfahren ist nach unserer Meinung qualitativ besser, weil insbesondere von dafür geeigneten Fachleuten mehr Fakten zum Unfallablauf zusammengetragen werden. 


Im Verfahren vor der Bundesstelle hat der Nautiker zum einen ein Aussageverweigerungsrecht, zum anderen kann er nach mündlichen Aussagen des BMVBW gegen die Feststellung der Unfallursachen durch die Bundesstelle seine abweichende Meinung einbringen und dieses ggf. durch ein Sachverständigengutachten untermauern.


Im Falle einer drohenden Patententziehung bleibt ihm ebenfalls die Möglichkeit eines Sachverständigengutachtens und der Instanzenweg.


Im übrigen ist festzuhalten, dass es bei der Unfalluntersuchung nicht um Befriedung und „Täter“-schutz, sondern um Aufklärung der Ursachen des Unfalls geht, um daraus Erkenntnisse für die Zukunft ableiten zu können, um derartige Unfälle zukünftig zu vermeiden; also um Personen-, Sach- und Umweltschutz in der Zukunft.

5. 
Ist auch im angestrebten neuen Verfahren der Grundsatz der Öffentlichkeit gewährleistet?

Grundsatz der Öffentlichkeit


Im Falle eines Verfahrens zur Entziehung eines Patentes ja, im Falle einer ausschließlichen Ursachenfeststellung nein.


Der VDKS weist darauf hin, dass z. Zt. bei Seeamtsuntersuchungen nur dann eine „komplette“ Öffentlichkeit vorhanden ist, wenn im Falle einer Kollision auch die Besatzung des anderen Fahrzeugs anwesend ist. Sonst entfällt ein „Frage- und Antwortspiel“. Das entfällt auch, wenn ein Beteiligter zum Unfallhergang oder Teilen davon nichts aussagen möchte.

Öffentlich ist nur die seeamtliche Verhandlung. Vorermittlungsuntersuchungen sind der Öffentlichkeit nicht zugänglich. Der erzieherische Wert durch eine Verhandlung z.B. für Studenten der Seefahrtausbildungsstätten ist sehr gering.

Die Beratung nach einer öffentlich durchgeführten Verhandlung und die Entscheidungsfindung sind ohnehin nicht öffentlich.

Im übrigen wird auf die Antwort I/1 verwiesen.

6. 
Ist auch in angestrebten neuen Verfahren der Datenschutz sichergestellt?

Datenschutz

Bei dem hohen Stellenwert des Datenschutzes in der Bundesrepublik Deutschland ist der VDKS sicher, dass die Vorschriften des Datenschutzes eingehalten werden.

7. 
Wird den Einwendungen des Bundesrates hinreichend Rechnung getragen und was ergibt sich daraus für die zukünftigen Aufgaben der Seeämter?

Einwendungen des Bundesrates

Keine Beantwortung
III.
Fragen der Fraktion der FDP
1. 
Die BReg. erklärt verschiedentlich zur Begründung des Gesetzentwurfes (Drs. 14/6455, S. 1, 2, 3, 73) wie auch der von ihr als Gesetzesmotiv zitierte soge​nannte "Grobekecker-Bericht" (S. 72), die geltende deutsche Seeunfalluntersu​chung entspreche nicht dem internationalen Standard und sei diesem anzupas​sen. Was verstehen Sie unter "internationalem Standard" in diesem Sinne

-
die fachliche Qualität des Durchschnitts der wesentlichen ausländischen Regelungen, gemessen an den Zwecken?

-
Prävention, Verhütung von Unfällen, Lehren für Praxis und Ausbildung, Ver​besserung von Vorschriften, Schutz der Schifffahrt vor unfähigen Pateninha​bern?

oder

-
die wesentlichen Normen der Staatengemeinschaft, also IMO-Code (sachlich unverbindliche Empfehlung, beschränkt, verbindlich?) und EU-Richtlinie 1999/35 EG?

Entspricht das geltende deutsche Recht diesen Standards? Wie kann, falls nötig, eine Anpassung erreicht werden?

Keine Beantwortung
2. 
Wird in den beiden Gesetzentwürfen zur Neuregelung der Seeunfalluntersuchung der IMO-Code A.849(20) ausreichend umgesetzt?
Ja. Exakter und verständlicher wird er allerdings im Gesetzentwurf der FDP umgesetzt; dennoch reicht der Regierungsentwurf aus, um mit dem neuen Untersuchungsverfahren zu beginnen.

3. 
Welche Auswirkungen wird die von der Kommission der EU am 06.12.2000 vor​geschlagene Verordnung zur Einrichtung einer Europäischen Agentur für die Si​cherheit des Seeverkehrs, deren Artikel 2 Ziffer 1.-e) u.a. die Konzipierung eines gemeinsamen Verfahrens der Mitgliedstaaten zur Untersuchung von Seeschiff​fahrtsunfällen vorsieht

a) auf das geltende SeeUG

b) im Falle der Gesetzeskraft auf den Regierungsentwurf 

c) im Falle der Gesetzeskraft auf den FDP-Gesetzentwurf haben?

Gegenwärtig ist nicht abzusehen, ob und wann die EU-Initiative Rechtskraft erlangt. Es ist noch erheblicher Abstimmungsarbeit innerhalb der EU notwendig. Die Änderung des deutschen Seeunfalluntersuchungsrechts ist aber wegen der völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland eilbedürftig.

4. 
Die Bundesregierung sagt (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S.57), dass die Widerspruchsverfahren in den letzten Jahren drastisch abge​nommen hätten (1998: 1, 1999: 2, 2000: 2) und deshalb in der Praxis keine Bedeutung mehr hätten. Wie beurteilen Sie die Bedeutung des Widerspruchsverfahrens für den Bereich der Seeunfalluntersuchung:

a) Für die Seeunfalluntersuchung (Feststellung der Umstände, Ursachen be​günstigenden Faktoren?,

b) Für den Entzug bzw. die Einschränkungen von Berechtigungen zur Führung von Schiffen, Sportfahrzeugen?

c) Welche Rechtsbehelfen sind gegen den Bericht der von der Bundesregierung geplanten Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung, mit dem ein Betroffener nicht einverstanden ist, möglich?


Es wird auf die Antworten zu II/4 verwiesen.

5. 
Welche Bedeutung messen Sie dem bisherigen Grundsatz der Öffentlichkeit der Seeamtsverfahren bei und wie beurteilen Sie die Begründung der Bundesregie​rung auf die Öffentlichkeit zu verzichten, da §68 Abs. 1 Satz 1 VwVfG die Nicht​öffent​lichkeit des Verwaltungsverfahrens vorsähe und dies auch dem Schutz der Verfahrensbeteiligten und der Wahrung der Objektivität der Amtsträger diene (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S.55) Und wie beurteilen Sie die diesbezügliche Regelung des § 19 Abs. 6 Ziffer 3 des FDP-Gesetzentwurfes?
Der VDKS kann keine Stichhaltigkeit unter juristischen Gründen erkennen. Die öffentliche Verhandlung führt heute dazu, dass die beteiligten Kapitäne, Schiffsoffiziere, Lotsen usw. öffentlich „am Pranger“ stehen und in der Presse schon häufig vor Abschluss der Untersuchung eine Vorverurteilung stattfindet. Dies ist eine seelische Belastung für die Beteiligten. Bei dem Regierungsentwurf bleibt ihnen dieses erspart, sofern nicht eine Entziehung eines Befähigungszeugnisses zur Debatte steht.

Wenn argumentiert wird, dass die Beteiligten vor der Bundesstelle auf die Hilfe eines Rechtsanwaltes verzichten müssen, so ist zu sagen, dass für die Beteiligten vor der Bundesstelle genauso wie vor dem Seeamt heute ein Aussageverweigerungsrecht besteht, sie sich also nicht selbst belasten müssen und auch nicht werden!

In den heutigen Seeamtsverfahren haben die beteiligten Kapitäne und Schiffsoffiziere häufig insofern einen schweren Stand, als sie eigenes Fehlverhalten bzw. sonstiges Fehlverhalten an Bord bzw. in der Organisation der Reederei usw. vor dem Seeamt nicht darlegen können ohne gleichzeitig ihren Arbeitsplatz zu gefährden. Dementsprechend fallen dann auch die Aussagen aus.

Darüber hinaus werden heute (legitimerweise) viele Unfallberichte nicht mehr von den Betroffenen selbst aufgemacht, sondern erst in Gegenwart ihres Rechtsbeistandes.
Jeder Betroffene kann sich im übrigen vor der Befragung durch die Bundesstelle anwaltlich beraten lassen.

6. 
Wie beurteilen Sie die Aussage der Bundesregierung (Gegenäußerung der Bun​desregierung, Drs. 14/6455, S.55), wonach durch Art. 3 des Ausführungsgeset​zes vom 06. Juni 1995 zum UN-Seerechtsübereinkommen mit § 24a SeeUG" ein Verfahren beschlossen wurde, das keine öffentliche Verhandlung vorsehe und nur so eine Teilnahme an internationalen Untersuchungen mit anderen Staaten ermöglicht wurde und welche Bedeutung ist § 24a SeeUG bei der Untersuchung von Seeunfällen, an denen unter ausländischer Flagge fahrende Schiffe beteiligt sind, im Vergleich-zu den in § 1 SeeUG genannten Seeunfällen beizumessen?

Die nachträgliche Schaffung des § 24a SeeUG zeigt, dass das im SeeUG geregelte Verfahren den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland nicht entspricht.

7. 
In Abweichung aller anderen Unfalluntersuchungen wird u.a. vom Bundesrat, von Greenpeace und von der Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste eine Öf​fentlichkeit des Verfahrens bei Seeunfalluntersuchungen gefordert. Wie beurteilen Sie diese Forderung? Was unterscheidet die Seeunfalluntersuchung, so dass hier ein öffentliches Verfahren gerechtfertigt wäre?
Die Engländer sind in Europa führend in der Seeunfalluntersuchung. Dort ist eine Öffentlichkeit nicht vorhanden. Was nützt eine öffentliche Verhandlung, wenn z.B. der Kollisionsgegner nicht anwesend ist, weil niemand einen ausländischen Kapitän zwingen kann, vor einem deutschen Seeamt zu erscheinen?


Vergleiche im übrigen die Antworten zu I/1 und II/5.

8. 
Der Bundesrat hat am 01.06.2001 ein Antragsrecht auf ein Untersuchungsverfahren für Beteiligte gefordert. Die Bundesregierung hält den Begriff "Beteiligter" nicht für präzisierbar (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S.54). Wie beurteilen Sie die Forderung des BR und wie beurteilen Sie die Gegenäuße​rung der Bundesregierung? Wie beurteilen Sie die Regelung gemäß § 4 Abs. 2 Ziffer 2 des FDP-Gesetzentwurfes?

Der FDP Gesetzentwurf hält grundsätzlich an den Seeämtern und dem BOSA fest. Dieses trifft nicht die Meinung des VDKS. Die FDP Regelung wäre systemfremd im Entwurf der Regierung.

9. 
Welche zivilrechtlichen Folgen (Schadensauseinandersetzung) sehen sie für den Fall, dass sich das von der Bundesregierung vorgeschlagene Verfahren durchsetzt?

Keine! Auch jetzt haben die Sprüche der Seeämter in Schadensersatzverfahren nur die Qualität eines Gutachtens. Seeamtssprüche werden von den Gerichten nur dann übernommen, wenn ihre Qualität nach Prüfung durch das Gericht den Sachverhalt und die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen dafür ausreicht. Das ist leider – um es milde auszudrücken - keineswegs immer der Fall.
10. 
Der Bundesrat hat in seinem Beschluss vom 01.06.2001 zwar die von der Bun​desregierung geplante neue Bundesstelle grds. begrüßt, fordert aber den Ab​schlussbericht der Bundesstelle einem Seeamtsverfahren zu unterziehen. Die Bundesregierung lehnt dies ab, weil dies dem IMO-Code und der Richtlinie 1999/35/EG (Art. 12 Abs. 4) widerspreche, weil " die Untersuchung so effizient und zeitsparend wie möglich gemäß den Bestimmung des Codes für die Untersuchung von Seeunfällen abgeschlossen" werden solle (Gegenäußerung der Bun​desregierung, Drs. 14/6455, S.56). Außerdem würden die Seeämter massiv ü​berlastet, die Seeunfälle würden langsamer aufgearbeitet und die Kosten wären nicht zu vertreten. Wie beurteilen Sie diese Einschätzung der, Bundesregierung? Wie beurteilen Sie die Auswirkungen auf die Praxis, wenn sie das bestehende Verfahren und das beabsichtigte Verfahren vergleichen? Sind die bisherigen Verfahren länger als im internationalen Durchschnitt? Ist nach Umsetzung der EU Richtlinie in der EU mit kürzeren Verfahren zu rechnen?
Der VDKS unterstützt die Auffassung der Bundesregierung zu dieser Frage in vollem Umfang; insbesondere bedeutet ein nachgeschaltetes Seeamtsverfahren eine Verdopplung der Arbeit, viel Zeit- und Ressourcenverbrauch. Die Verfahren vor den Seeämtern und dem Bundesoberseeamt dauern heute in der Regel viel zu lange, nämlich Monate oder gar Jahre. Dieses hängt u.a. damit zusammen, dass beteiligte Kapitäne und Schiffsoffiziere wieder mit Schiffen unterwegs sind und dass z.B. versucht wird, ausländische Kapitäne bzw. Schiffsoffiziere zu einer Seeamtsverhandlung zu laden. Es ist keine Seltenheit, dass zwischen Seeunfall und Seeamtsverhandlung 1-2 Jahre liegen. Dieses ist nach Meinung des VDKS ein untragbarer Zustand, insbesondere auch für die Betroffenen.

Nach dem Regierungsentwurf ist davon auszugehen, dass die Unfallursachenfeststellung sehr viel zügiger erfolgt, also nicht später als 6 Monate nach dem Unfall. Insofern ist also mit deutlich kürzeren Verfahren zu rechnen.

11. 
Wie beurteilen Sie die Aussage der Bundesregierung, das bisherige fehleranlas​tende ("blame culture") deutsche Seeamtsverfahren werde im. Ausland abgelehnt (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S.56)?

Vgl Antwort zu I/2.

12. 
Wie beurteilen Sie die Behauptung der Bundesregierung, wonach in einschlägigen nautischen Fachkreisen seit Jahren Kritik am Abgleitender Unfalluntersuchung in ein Verfahren mit Strafprozesscharakter geübt wurde, das (wegen der Öffentlichkeit des Verfahrens) mit erheblichen seelischen Belastungen der Verfahrensbeteiligten verbunden sei (Gegenäußerung der Bundesregierung, Drs. 14/6455, S.57)?

Die Kritik am Abgleiten der Unfalluntersuchung in ein Verfahren mit Strafprozesscharakter ist dem VDKS bisher nicht bekannt. Wenn es so etwas gegeben haben sollte, liegt dieses mit Sicherheit an der Verhandlungsführung während einer Seeamtsverhandlung. Die erwähnten erheblichen seelischen Belastungen der Verfahrensbeteiligten entfallen zukünftig bei der nicht-öffentlichen Anhörung vor der Bundesstelle, weil die Öffentlichkeit nicht am Rede- und Antwortspiel teilnimmt. 

Allerdings ist dem VDKS schon seit vielen Jahren bekannt, dass es Kritik an Unfalluntersuchungen gibt. Er hat diese bereits 1993 im Verkehrsausschuss des Bundestages ausführlich im Zusammenhang mit der Untersuchung von Tankerunfällen dargelegt.

13.
Wie beurteilen Sie die Stellungnahme der Bundesregierung, wonach die Seeämter im bisherigen Verfahren keine Erkenntnisse zutage förderten, die zur Fortentwicklung der Sicherheit auf See dienlich waren und deshalb die neue Bundes​stelle notwendig sei (Gegenäußerung der BReg., Drs. 14/6455, S. 56)? Welche Schlussfolgerungen werden heute aus der Untersuchung von Seeunfällen gezo​gen? Wenn die Aussage der BReg. stimmt, woran liegt dies? Wie beurteilen Sie § 3 des FDP-Gesetzentwurfes?

Die Erkenntnisse der Seeunfalluntersuchung wurden in den letzten 16 Jahren häufig nicht bzw. nicht ausreichend umgesetzt. Dazu wurde bereits in einer der vorherigen Fragen Stellung genommen. § 3 des FDP-Gesetzentwurfes geht hier in die richtige Richtung. Allerdings wird das Gleiche auch mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung bzw. mit der Einrichtung der Bundesstelle erreicht.

Eine wissenschaftliche Auswertung aller Untersuchungsergebnisse findet gegenwärtig nicht oder nur in Ansätzen statt. Die Ergebnisse basieren im Wesentlichen auf den bisherigen Seeunfalluntersuchungen, die, wie bereits erläutert, oft nicht den eigentlichen Kern der Unfallursache treffen. 
14. 
Wird die Neutralität der nach dem Regierungsgesetzentwurf einzurichtenden Bundesstelle gewährleistet sein oder gibt es Möglichkeiten der Einflussnahme?

Nach Meinung des VDKS wird die Neutralität der Bundesstelle absolut gewährleistet. Es gibt kein Möglichkeit der Einflussnahme. Vgl im übrigen Antwort zu I/5 lit e.

15. 
Wie erfolgt derzeit nach geltendem Recht die Unfalluntersuchung bei einem Unfall außerhalb deutscher Hoheitsgewässer? Und wie beurteilen Sie die Regelun​gen

a) im Regierungsentwurf? 

b) im FDP-Gesetzentwurf?

Zu diesem Problem hat der VDKS bereits unter Frage 12 der SPD-Fraktion Stellung genommen. Mit dem Regierungsentwurf werden die heutigen Probleme gelöst, mit dem FDP-Gesetzentwurf ebenfalls.

16. 
Wie beurteilen Sie die vorliegenden Gesetzesentwürfe im Hinblick auf den Erhalt und die Ausnutzung von Fachkompetenz für das Untersuchungsverfahren?
Der Erhalt und die Ausnutzung von Fachkompetenz für das Untersuchungsverfahren ist in beiden Gesetzentwürfen vorhanden. Der Rückgriff auf die Konsularbeamten, vor denen nach § 522 HGB Verklarung abgelegt werden kann, ist allerdings ein schwerer Missgriff (vgl Antwort zu I/12 lit b). Er ist im Regierungsentwurf besser gewährleistet, weil danach jegliche Art von Sachkompetenz herangezogen werden kann.

17. 
Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit einer Voruntersuchung zur Tatsachenfest​stellung? Und wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang die Regelung des § 17 des FDP-Gesetzentwurfes?
Die Frage ist für den VDKS nicht relevant, da eine Voruntersuchung im Verfahren der Bundesstelle nicht notwendig ist.

18. 
Wir beurteilen Sie die Gesetzesentwürfe im Hinblick auf die Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchung?
Die Unabhängigkeit der Seeunfalluntersuchung ist im Regierungsentwurf wesentlich besser geregelt als im Gesetzentwurf der FDP. Hierzu wurde bereits unter Fragen 5 und 10 der SPD-Fraktion Stellung bezogen.

19. 
Welche Auswirkungen haben die Gesetzesentwürfe auf die vorhandene Organisationsstruktur der Seeämter?
Die Experten der Küste sind sich weitgehend einig, dass für die Seeunfalluntersuchung keine 5 Seeämter notwendig sind. Der VDKS hat bereits Mitte der 90ger Jahre die Reduzierung auf zwei Seeämter gefordert, andere halten 1 Seeamt für ausreichend. Unabhängig von den beiden vorliegenden Gesetzesentwürfen wird es in den nächsten Jahren zu einer Reduzierung der Seeämter kommen (das Seeamt Rostock verfügt derzeit weder über einen Vorsitzenden noch über einen ständigen Beisitzer). Das Bundesoberseeamt hat in den letzten Jahren ganze 6 Fälle verhandelt, auch hier ist die Frage nach dem Kosten-Nutzen-Verhältnis erlaubt. Nach Meinung des VDKS werden ohnehin viel zu viel Bagatellunfälle verhandelt, der Aufwand mit einem Vorsitzenden und vier Beisitzern und diversen Rechtsanwälten erscheint häufig nicht gerechtfertigt.
Die gegenwärtigen Vorsitzenden an den Seeämtern sind zwei oder mehreren Seeämtern zugeordnet.

20. 
Welche finanziellen Folgen haben die Gesetzesentwürfe für den Bundeshaus​halt?

Die Kosten der Seeunfalluntersuchung lassen sich von außen schlecht abschätzen. Sie hängen wesentlich davon ab, ab welcher Bedeutungsstufe (Stichwort: Bagatell-Unfälle) die Untersuchung durchgeführt wird und – bei der den Seeämtern – wie viele sachlich überflüssige Seeämter (aus kirchturmpolitischen Gründen der Länder) unterhalten werden müssen.

21. 
Ist der Verzicht auf den Fachhochschulabschluss für Seelotsen (Art. 5 § 9 Nr. 1 und 2, Drs. 14/6455) angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung in der Seeschifffahrt und der häufig multinationalen Zusammensetzung der Besatzungen angemessen? Welche Auswirkungen wird die Absenkung der Qualifizierung auf die Attraktivität des Seelotsenberufs haben?


1. Teil der Frage Nein! (siehe Antwort zu Frage 18 der Regierungsfraktionen.


Der 2. Teil der Frage ist spekulativ. Möglicherweise wird sich die Absenkung der Qualifizierung negativ auf die Attraktivität des Lotsberufes und auf den Beruf des Schiffsoffiziers/Kapitäns insgesamt auswirken. Die jetzt schon vorhandenen dramatischen Nachwuchsprobleme in der Seeschifffahrt können weiter verschärft werden.

IV.
Fragen der Fraktion der PDS
(Zusätzliche Fragen zu den Fragen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

1. 
Liegen die Fehler bei Schiffsunfällen hauptsächlich im technischen oder im menschlichen Bereich und ist es möglich, diese Fehler ohne eine Schuldzuwei​sung festzustellen und zu benennen?

1. 80 % der Schiffsunfälle werden durch menschliches Versagen verursacht) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über die Ausbildung und Einstellung von Seeleuten vom 6. April 2001). Dieser Anteil des Menschen an Unfällen gilt jedoch keineswegs nur in der Schifffahrt, sondern ist auch für die Luftfahrt und andere Unfallfelder ermittelt worden.

Allerdings handelt es sich bei der Zahl 80 % nicht alleine um Personen der Schiffsbesatzung, sondern ganz allgemein um Personen im Zusammenhang mit einem bestimmten Schiff. Dazu gehören Werften, Maschinenhersteller, Hersteller von Ruderanlagen, Stauereimitarbeiter, Klassifikationsgesellschaften, Lotsen, Reeder usw. 
(siehe Antwort zu II/3).

Es ist selbstverständlich möglich, die Ursache(n) eines Seeunfalls als reinen Sachverhalt wertfrei niederzulegen, ohne dabei Schuldzuweisungen zu treffen oder zu benennen. Eine solche Feststellung könnte z.B. sein: Der Kapitän ist während seiner Seewache eingeschlafen. Er hat in den vergangenen 7 Tagen nicht die vorgeschriebenen Ruhezeiten einhalten können. Eine objektive Seeunfalluntersuchung wird an dieser Stelle nicht stehen bleiben, wie dies die Seeämter häufig tun, sondern untersuchen, warum er dieses nicht konnte.

2. 
Kann eine Einvernahme der an einem Seeunfall beteiligten Kapitäne, Schiffsoffiziere, Ingenieure, Nautiker vom Dienst der Revierzentrale jeweils getrennt ohne gleichzeitiges Beisein der Gegenseite erfolgen oder können dadurch sich Fehler in der Aufnahme der Fakten einschleichen?
Es ist nicht erkennbar, dass ohne zeitgleiche Anwesenheit der Gegenseite sich Fehler in die Aufnahme der Fakten einschleichen.

Darüber hinaus hat es in den vergangen Jahren diverse Strandungen bzw. Grundberührungen mit Totalverlusten deutscher Schiffe oder mit einem deutschen Kapitän gegeben, hierbei gibt es keine „Gegenseite“.

3. 
Ist es sinnvoll, ohne mündliche Verhandlung und ohne die Möglichkeit der Frage​stellung der Gegenseite eine ordnungsgemäße Sachverhaltsfeststellung in einem Unfall zu gewährleisten, an dem hauptsächlich menschliches Versagen die Ursa​che gestaltet hat?
In der Antwort zu Frage II/2 wurde schon auf die prinzipielle mangelnde Qualität der Zeugenaussage hingewiesen. Insofern ist das „Kreuzverhör“ kein wesentlicher Baustein zur Wahrheitsfindung. Die Unfalluntersuchung muss sich erheblich mehr auf die Sichtung und Auswertung objektiver Beweismittel stützen, als dies den Seeämtern bei dem Schwergewicht der Beteiligten möglich ist.

4. 
Ist eine ordnungsgemäße Information der Öffentlichkeit gewährleistet, wenn die Unfalluntersuchung hinter verschlossenen Türen vor einem Ausschuss stattfindet?
Soweit erforderlich, ja !

5. 
Wie kann man sicherstellen, dass eine Behörde, die eine andere Behörde ohne die Möglichkeit des Hinterfragens durch Dritte (Anwälte der beteiligten Kapitäne) einvernimmt, eine ordnungsgemäße Feststellung von Schadenverursachung durch die Behörde sicherstellt (muss nicht befürchtet werden, dass die Revierzent​ralen und die Wasser- und Schifffahrtsämter bei Fehlern durch die Untersu​chungsbehörde gedeckt werden)?
Nach dem Regierungsentwurf ist dieses unwahrscheinlich. Nach Meinung des VDKS ist die Unabhängigkeit gewährleistet. Vgl die Antworten zu Fragen I/5 lit e und /10.

6. 
Entspricht es dem Rechtsstaatsprinzip, wenn ein Beteiligter nicht mehr die Mög​lichkeit hat, eine fehlerhafte Entscheidung in einer zweiten Verhandlung (vor dem Bundesoberseeamt) fachlich und rechtlich überprüfen zu lassen?
Nach Meinung des VDKS ist das Rechtsstaatsprinzip gewährleistet. Nach dem Regierungsentwurf kann gegen eine Entscheidung eines Seeamtes das Verwaltungsgericht angerufen werden (ist heute bei Entscheidungen des Bundesoberseeamtes 
ebenfalls möglich), darüber hinaus kann im Instanzenweg dann auch das Oberverwaltungsgericht angerufen werden. Die Möglichkeiten der Berufung bleiben gegenüber heute gleich, es gibt aber nur noch eine Stelle, die mit Fachleuten besetzt ist. Vor dem Verwaltungs- und Oberverwaltungsgericht ist dann mit Sachverständigen zu arbeiten (auch heute schon im Straf- und Zivilverfahren bei Kollisionen üblich). Im übrigen geht es bei der Unfalluntersuchung nicht um „Täter“-schutz sondern um Vermeidung zukünftiger Unfälle durch das Lernen aus Geschehenem (vgl auch Antwort zu II/4).

7. 
Kommt es zu einer Verlagerung der tatsächlichen Untersuchung eines Seeunfalls von der Seeunfalluntersuchungsstelle auf die Strafgerichte und die Zivilgerichte?

Auch gegenwärtig gehen die Ermittlungen der Seeämter über den Unfallhergang und dessen Ursachen nur als Gutachten in die Straf- und Zivilgerichtsverfahren ein. Sie werden dort nur verwendet, wenn sie nach Auffassung der Richter qualitativ gut sind (vgl auch Antwort zu Frage III/9).

8. 
Ist tatsächlich eine Einsparung von Kosten mit der Neueinführung des vorge​schlagenen Gesetzes zu erwarten oder muss befürchtet werden, dass durch Min​derung der Qualität eine Erhöhung der Kosten entsteht?
Bei der Einrichtung der Bundesstelle zur Untersuchung von Seeunfällen ist eine Minderung der Qualität für den VDKS nicht erkennbar, sondern es wird das Gegenteil eintreten, wie zu Beginn unserer Ausführungen dargelegt. Über die tatsächlich entstehenden Kosten einer solchen Seeunfalluntersuchung müssen Erfahrungen gesammelt werden, die bisher nicht vorliegen. Es ist ein „Scheinargument“, wenn man behauptet, die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehenen Kosten würden bei weitem nicht ausreichen.

Die Untersuchung von Bagatellunfällen entfällt, weil die Seeämter nicht mehr im Wettbewerb stehen, die meisten Unfälle untersuchen zu müssen. Qualität ist besser als Quantität.

V.
Anmerkungen des VDKS zu Artikel I

Zu Artikel I (Änderung des Seeaufgabengesetzes) schlagen wir folgende Änderungen im RegE vor:


Streiche in Ziffer 2 Abs. (4) [Die jeweiligen Anforderungen ....] am Ende des 1. Absatz die Worte :“....der Bewerber nachweist“ , streiche die anschließende Ziffer 1 und streiche in anschließende Ziffer 2 bis zur Mitte (....“mehreren zuständigen Stellen“).


Der verbleibende Rest der Ziffer 2 „die Einhaltung der folgenden Vorschriften...“ wird an Absatz (4) Ende 1. Absatz angehängt.


Anstatt der Worte „bescheinigt worden ist “ am Ende der Ziffer 2 sollte es heißen „gewährleistet ist“.


In Ziff.2, Buchst. b Abs. 4 sollte folgende Fassung erhalten:

"(4) Die jeweiligen Anforderungen zur Gewährleistung des Schutzes des menschlichen Lebens auf See und der Meeresumwelt hinsichtlich der Ausbildung und Befähigung nach dem inter​nationalen Übereinkommen vom 7. Juli 1978 über Normen für die Ausbildung, die Erteilung von Befähigungszeugnissen und dem Wachdienst von Seeleuten (BGBl. 1982 II S. 297 – STCW-Übereinkommen), zuletzt geändert durch Entschließung NSC. 67 (68) des Schiffssicherheitsausschusses der internationalen Seeschifffahrtsorganisation (BGBl. 1999 II S. 154), in seiner jeweils innerstaatlichen geltenden Fassung gelten für die dem STCW-Übereinkommen entsprechende Erteilung, Verlängerung oder Anerkennung von Befähigungszeugnissen im Sinne von Abs. 3 nach dem 1. Februar 2002 als erfüllt, wenn keine konkret begründeten Be​anstandungen entgegen stehen und die Einhaltung der folgenden Vorschriften der Anlage zu dem STCW-Übereinkommen in der jeweils innerstaatlich geltenden Fassung gewährleistet ist: 

(es folgt dann die Aufzählung der Ziffern 1-9)".

Mit dieser vorgeschlagenen Änderung würde die Aufzählung der Rechtsvorschriften im Gesetz erhalten bleiben, die ausgesprochen kundenunfreundliche Verpflichtung des Bewerbers würde entfallen und die Küstenländer würden die gewünschten Verpflichtungen über eine Verwaltungsvereinbarung „gewährleisten“. Z.Zt. werden alle Seefahrtausbildungsstätten nach ISO 9001/2000 zertifiziert und dabei überprüft, ob sie die IMO Vorgaben von STCW 95 einhalten. Das kann nicht Aufgabe eines Praktikanten sein, der gerade sein Abitur oder mittlere Reife gemacht hat und weder die internationalen noch die nationalen Vorschriften kennen kann.

Für den VDKS:

Kapt. Prof. Werner Huth

(Präsident)

Mitgewirkt an der Stellungnahme zum SUG hat außerdem: 

Prof. Heinz-Jürgen Röper, langjähriger stellv. Vorsitzender des Bundesoberseeamtes
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